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2 Textliche Festsetzungen

In Ergänzung zur Planzeichnung werden für das Grundstück der 1. Erweiterung folgende Fest-

setzurigen getroffen.

2.1 Planungsrechtlichen Festsetzungen

2.1.1 Art der baulichen Nutzung gemäß $9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Das Baugebiet wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß 89 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. 84

BauNVO festgesetzt. Im Allgemeinen Wohngebiet sind gemäß $1 Abs. 5 BauNVO nicht zu-

lässig:

» die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und Speisewirtschaften,

e Anlagen für kirchliche, kultureile, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Gemäß 84 Abs. 2 BauNVO zulässig sind:

«e \Vohngebäude,

« die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden,

« sowie nicht störende Handwerksbetriebe.

Die nach $4 Abs. 3 BauNVO zulässigen Ausnahmensind nicht Bestandteil des Bebauungs-

planes und somit gemäß $1 Abs.6 BauNVO nicht zulässig.

Gemäß $13 BauNVO sind für die Berufsausübungfreiberuflich Tätiger und solcher Gewerbe-

treibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, im allgemeinen Wohngebiet Räume zu-

lässig.

2.1.2 Maß der baulichen Nutzung gemäß 89 Abs.1 Nr.1 BauGB

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind auf die Maße wie folgt beschränkt: Die Grundflä-

chenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse sind gem. 817 BauNVO als Höchstgrenze

festgesetzt.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind auf die Maße wie folgt beschränkt.

    

  tzungsschablone  
Gebietsart

 

 

Bauweise E
 

Grundflächenzahl (GRZ) 0,4
 

Geschossflächenzahl (GFZ) 0,8
 

Zahl der Vollgeschosse 1    
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2.1.3 Bauweise gemäß 59 Abs.1 Nr.2 BauGB

Im Baugebiet sind in der offenen Bauweise gemäß $ 22 Abs. 2 BauNVO ausschließlich Ein-

zelhäuser zulässig.

2.1.4 Überbaubare Grundstücksflächen gemäß 89 Abs.1 Nr.2 und 3 BauGB

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen ausgewie-

sen.

2.1.5 Nebenanlagen,Stellplätze und Garagen gemäß 59 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

i.V.m. $12 und 14 BauNVO

Nebenanlagen sind auch innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

Überdachte Stellplätze, Carports und Garagen? sind innerhalb der gesamten Grundstücksflä-

che zulässig.

Pro Wohneinheit sind 2 Stellplätze einschließlich Garage auf dem Grundstück herzustellen.

2.1.6 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß 89

Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Die Zahl der Wohneinheiten wird auf 2 Wohnungen pro Wohngebäudefestgesetzt.

2.1.7 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Boden, Natur und Landschaft, Flächen für das Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen, Flächen mit Bindungenfür Be-

pflanzungen undfür die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß $1(a) BauGB i.V.m. 89 Abs.1

Nr.20, 89 Abs.1 Nr.25 a und b i.V.m. 89 Abs.1(a) BauGB?

Gestaltung der privaten Grundstücksflächen

Die Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksfläche soll wie folgt vorgenommen werden:

Die private Grundstücksflächeist als Nutzgarten, Naturgarten oder landschaftsgärtnerisch an-

zulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Vorgarten ist zu begrünen, sofern er nicht als Zufahrt

oder Zuwegung benötigt wird. Zur Gestaltung der Grünanlagen im Vorgarten und

 

_ Garagen sind vollständig umschlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Eine Garage

liegt dann regelmäßig vor, wenndie allseitige Umschließung des Raumes durch Bauteile wie Wände

sichtbar wird.

Carports sind überdachte Stellplätze (siehe unten), die über zusätzliche geschlossene Seitenwände

verfügen können.

Überdachte Stellplätze sind Flächen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen mit einer Überdachung.

Zusätzliche Seitenwände sind nicht zulässig.

5 Weitere landespflegerische Maßnahmen zur Verrneidung, Ausgleich und Ersatz von Eingriffen in Na-

tur und Landschaft erfolgen unter Beachtung der Umweltbelange sowie der FFH-Erheblichkeitsprü-

fung unter Abwägung durch den Ortsgemeinderat.
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Gartenbereich sind überwiegend heimische Laubgehölze entsprechend der Pflanzartenliste

im Anhang zu verwenden. Die Artenliste im Anhang kann durch weitere standortgerechte

Laubgehölze im Sinne von regional typischen Bauerngartengehölzen ergänzt werden.

Pro 250 m? Grundstücksfläche ist ein klein- bis mittelkroniger Laubbaum (Mindestqualität

Hochstamm 2xv, Stammumfang 10-12 cm) entsprechend der Artenliste im Anhang zu pflan-

zen.

Nadelgehölze (Thuja etc.) oder hartlaubige Straucharten (Kirschlorbeeretc.) sind als rückwär-

tige Randeingrünungnicht zulässig.

Bestehende Gehölzstrukturen, die auf privaten Grundstücken zu liegen kommen, sind — sofern

sie nicht innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, von Zufahrten und Stellplätzenlie-

gen - langfristig zu erhalten, zu pflegen und zu schützen. Bei einem Ausfall sind diese Gehölze

durch eine gleichwertige Bepflanzung zu ersetzen.

Flächenbefestigungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken. Flächenbefestigungen,

die eine Versickerung von Regenwasser zulassen, sind der Vorzug zu geben: Zuwegungen

und Erschließungsftächen sind mit Baustoffen zu befestigen, die eine Versickerung des Ober-

flächenwassers ermöglichen,z. B. mit Gittersteinen, Schotterflächen, Rasengitter oder weitfu-

gig verlegtem Pflaster (Fugenbreite >2 cm).
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3 Hinweise

3.1 Gehölzrodungen

Erforderliche Gehölzrodungen sind — insbesondere aus Gründen des Vogelschutzes — aus-

schließlich zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar durchzuführen.

3.2 Geeignete Verwendung der Mutterbodenmassen

Gemäß 8202 BauGB ist "der Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher

Anlagen sowie bei wesentlichen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehobenwird,in nutz-

barem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen." Überschüs-

siges Bodenmaterial ist abzutransportieren und ordnungsgemäß zwischenzulagern. Bei der

Lagerung der Mutterbodenmassensind die Anforderungen der DIN 18915 zu beachten. Nach

Beendigung der Arbeiten ist der Boden einer Tiefenlockerung zu unterziehen. Der Oberboden

ist sorgsam zu behandeln. Er darf nicht mit dem Unterboden vermischt werden und ist einer

nutzbringenden Wiederverwendung zuzuführen. Bei nicht sofortiger Wiederverwendung ist er

fachgerecht in 1,5 m hohen Mieten zwischen zu lagern und mit einer Ansaat zu begrünen.

Anfallende Bodenüberschussmassen sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Hierfürist eine öf-

fentlich-rechtliche Zulassung erforderlich, sofern die Massen nicht auf eine abfallrechtlich zu-

gelassene Deponie verbracht werden. Keinesfalls dürfen Bodenüberschussmassen im 10-m-

Bereich bzw. 40-m-Bereich oder im Überschwemmungsbereich eines Gewässers gelagert o-

der abgelagert werden. Grundstückseigentümer sind gemäß $7 BBodSchG verpflichtet, Vor-

sorge gegen schädliche Bodenveränderungen zu treffen. Schädliche Bodenveränderungen

können auch nach 82 LBodSchG Erosionsschäden sein, welche die obere Bodenschicht in

ihrer Funktion beeinträchtigen. Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den Baustel-

lenbetrieb sind durch Lockerungsmaßnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten auszuglei-

chen.

3.3 Ökologische Niederschlagswasserbewirtschaftung

Das anfallende Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit auf den einzelnen Grundstücken

zurückzuhalten und zu versickern.

Dazu sollten Rasenflächen u.a. als flache Mulden angelegt werden,in die das Regenwasser

geleitet wird und durch die belebte Bodenzone versickern kann. Eine offene Versickerung von

unbelastetem Niederschlagswasser, Drainagewasserist auf dem Grundstück auf dem es an-

fällt genehmigungs- und erlaubnisfrei. Die offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Gra-

benversickerung) ist so anzulegen, dass Gefahren oder Schaden zu Nachbargrundstücken

und öffentlichen Verkehrsflächen nicht entstehen können.

Niederschlagswassersoll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation

ohne Vermischung mit Schmutzwasserin ein Gewässereingeleitet werden, soweit dem weder

wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche

Belange entgegenstehen.

Die Beseitigung des Niederschlagswassers (Nutzung, Versickerung) hat unter Berücksichti-

gung der 88 5 und 55 WHG unddes$ 13 Abs. 2 LWG zuerfolgen. Dabeiist auch nachweislich
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sicherzustellen, dass aufgrund von Starkregenereignissen abfließendes Wasser im Außenbe-

reich zurückgehalten oder schadlos weitergeleitet wird.

Zusätzlich zu der Flächenversickerung wird die Sammlung des Niederschlagswassers in Zis-

ternen und die Verwendung als Brauchwasser ausdrücklich empfohlen.

3.4 Hinweise der unteren Wasserbehörde

Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens haben Maßnahmen der Wasserrück-

haltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Grundwasserneubildung bei der Rückhaltung des Ober-

flächenwassers,z. B. in abflusslosen Mulden oderbei dezentralen Versickerungen(bei geeig-

netem Untergrund bzw. geeigneten topografischen Voraussetzungen) weitgehend erhalten

bleibt.

Können bei Maßnahmen mit abflussrelevanten Auswirkungen Beeinträchtigungen der Was-

serführung weder vermieden, noch als nur unerheblich eingestuft werden, so sind sie im zeit-

lichen und räumlichen Zusammenhangmit der Durchführung der Maßnahme auszugleichen.

Um die vorgenannten Auswirkungen zu minimieren,ist der Grad der Versiegelung möglichst

gering zu halten. Das anfallende Niederschlagswassersoll ortsnah versickert, verrieselt oder

direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer

eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung)ist so anzulegen, dass

Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen Verkehrsflächennicht ent-

stehen können.

Es wird empfehlen, die Gebäudegründungen und Kellerbereiche mit entsprechendem Schutz

vor Grundwasser und Staunässe bzw. drückendem Wasser auszustatten.

Eine Sammlung des Niederschlagswassersin Zisternen zur Nutzung als Brauchwasser(z. B.

Grünflächenbewässerung) wird ausdrücklich empfohlen

Das Plangebiet befindet sich in Hanglage. Wir weisen darauf hin, dass die Problematik der

Außengebietsentwässerung noch eingehend zu untersuchenist, um zukünftig eine Gefähr-

dung des geplanten Gebietes durch Starkniederschläge mit entsprechend hohen Abflusser-

eignissen zu vermeiden.

Die Freihaltung von Fließwegen und Flutflächen zur gezielten Flutung bei Starkregenstellt hier

ggf. eine mögliche Variante der Vorsorge dar. Erforderlichenfalls sind geeignete Rückhalte-

maßnahmen, Verwallungen oder sonstige Maßnahmenzur Überflutungsvorsorge vorzusehen.

Das Plangebietliegt gemäß der Karte „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen"inner-

halb eines Abfluss-Entstehungsgebietes. Es ist somit mit möglichen hohen Abflüssen bei

Starkniederschlagsereignissen zu rechnen. Planung, Ausführung und Nutzung von Vorhaben

sollten entsprechend angepasst an diese möglichen Gefahren erfolgen.

Die Sicherstellung der Abwasserbeseitigung aus diesem Gebiet hat durch Anschluss an die

öffentliche Kanalisation der Gemeinde Becherbach zu erfolgen.
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3.5 Kulturdenkmäler

Funde müssen gemäß 817 DschPflG unverzüglich gemeldet werden. Entsprechend 816-21

DSchG besteht eine Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht bei archäologischen Fun-

den.

3.6 Einfriedungen entlang landwirtschaftlich genutzter Grundstücke

Gemäß $42 Nachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz müssenEinfriedungen von der Grenze

eines landwirtschaftlich genutzten Grundstückes, das außerhalb eines im Zusammenhang be-

bauten Ortsteiles liegt und nicht in einem Bebauungsplanals Bauland zugewiesenist, auf Ver-

langen des Nachbarn 0,5 m zurückgesetzt werden.

Einfriedungen müssen von der Grenze eines Wirtschaftsweges 0,5 m zurückgesetzt werden.

Eigentümer und Nutzungsberechtigte eines Grundstückes haben mit Bäumen und Sträuchern

von den Nachbargrundstücken - vorbehaltlich des $ 48 Nachbarrechtsgesetz - die in $$ 44

und 45 Nachbarrechtsgesetz aufgeführten Abstände einzuhalten.

3.7 Ingenieurgeologie

Boden

Bei allen Bodenarbeiten, auch bei Bau- und Unterhaltungs- und ggf. Ausgleichsmaßnahmen,

sind die Vorgaben nach 8202 BauGBin Verbindung mit DIN 18915 und 19731 sowie die For-

derungen des Bodenschutzes (BBodschG und BBodschV) zu beachten,

Hydrogeologie

Ist die Versickerung anfallenden, nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers ge-

plant, so sollte die Versickerungsmöglichkeit mittels geeigneter Methoden untersucht werden.

Die Versickerung soll vorzugsweise über die belebte Bodenzoneerfolgen.

Ingenieurgeologie

Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu beachten.

3.8 Brandschutz

Zur Gestaltung vonöffentlichen Verkehrsflächenfür den Einsatz von Brandbekämpfungs- und

Rettungsgeräten/Fahrzeugen im Bebauungsgebietist mindestens analog der Verwaltungsvor-

schrift - Richtlinie über die Flächen der Feuerwehr- zu verfahren.

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 Meter von deröffentlichen Verkehrsfläche

entfernt liegen, müssen Zufahrten verlangt werden.

Die bereitzustellende Löschwassermenge von mindestens 800 l/min (48 m3/h) über einen Zeit-

raum von zwei Stundenist sicherzustellen.

Die Hydranten für die Entnahme des Löschwassers sind so anzuordnen, dass sie jederzeitfür

die Feuerwehr zugänglich sind. Der Abstand zwischen den Hydranten darf nicht mehr als 150

Meter betragen..Der Anlage von Unterflurhydranten ist der Vorrang zu geben. Unierflurhyd-

ranten sind durch Hinweisschilder gemäß DIN 4066 zu kennzeichnen.

11
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Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz ist sicherzustellen.

Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen

die Oberkante der Brüstungen notwendiger Fenster oder sonstiger zum Anleitern bestimmte

Stellen mehrals 8 Meter über der Geländeoberflächeliegen, dürfen nur erreicht werden, wenn

die erforderlichen Rettungsgeräte von der Feuerwehr vorgehalten werden.

3.9 Begrünungim Bereich der Versorgungsanlagen und -leitungen

Bei einer Begrünung im Bereich von Versorgungsanlagen und -leitungen sind die Hinweise

des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 - Baumanpflanzungen im Bereich von unterirdischen Ver-

sorgungsanlagen - zu beachten. Gemäß dem Regelwerk Abwasser- Abfall, Hinweise H 162

sind Kanalleitungen beidseits 2,50 m von Anpflanzungenfreizuhalten, ohne dass Schutzmaß-

nahmenerforderlich werden. Sollte dieser Sicherheitsabstand im Einzelfall unterschritten wer-

den, sind Schutzmaßnahmenerforderlich, um die Gehölzwurzeln von den Versorgungsanla-

genfern zu halten.

In allen Straßen und Gehwegensind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungs-

zonein einer Breite von 0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzuse-

hen.

3.10 Radonbelastung

Hinsichtlich der Radonbelastung liegt das Plangebiet innerhalb einer Zone mit erhöhten und

lokal hohem Radonpotential in und über einzeinen Gesteinshorizonten.

Entsprechend derInformationsbroschüre des Ministeriums für Umwelt und Forsten Rheinland-

Pfalz, Mainz ist besonders der „Transportweg“ von Radon über das Kellergeschoss sowie die

Aufenthaltsdauer entscheidend. Für einen Neubau empfehlen sich auch bei niedrigen Radon-

konzentrationen in der Bodenluft die folgenden einfachen vorbeugenden Maßnahmen, die

schonjetzt dem Stand der Technik bei Neubauvorhaben entsprechen:

« Die Bodenplatte sollte aus konstruktiv bewehrtern Beton mit einer Mindeststärke von

15 cm bestehen.

«e Die Kellerwände sollten mit einer fachgerechten Bauwerksabdichtung nach DIN 18

195-4 gegen angreifende Bodenfeuchte geschützt werden. Das Dichtmateriai sollte ra-

dondicht sein und so elastisch, dass es auch kleine entstehende Risse überbrücken

kann.

e Dwurchdringungender erdberührten Kellerwände durch Leitungen oder Rohre sind sorg-

fältig und dauerhaft gegen Radon abzudichten. Wenn die Kellerwände außen mit ei-

nem nicht bindigen Material wie beispielweise Kies oder Splitt hinterfüllt werden, kann

das Radon schondort an die Oberfläche treten und dringt nicht in den Keller ein. Vo-

raussetzung dafür ist aber, dass die Oberfläche dieser Drainage nicht versiegelt wird.

Dem Bauherrn ist zur Information die Broschüre "Experten geben Tipps zum Umgang mit Ra-

don" des Ministeriums für Umwelt und Forsten zur Verfügung zu stellen.

12
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3.11 Deutsche Telekom Technik

In allen Straßen bzw. Gehwegensind geeignete und ausreichendeTrassen mit einer Leitungs-

zonein einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der

Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungenist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-

sche Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die

Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien

der Telekom nicht behindert werden.

Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung

neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten

MaßnahmenDritter im Bereich folgender Straßen stattfinden werden.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit

dem Straßenbau und den Baumaßnahmenderanderen Leitungsträgerist es notwendig, dass

Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen

Telekom Technik GmbHso früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich

angezeigt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des

Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Aus-

nutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Planungs-

sicherheit möglich ist.

Esist sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungs-

gebiet die ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Ver-

kehrswege möglichist.

Es ist sicherzustellen, dass der Erschließungsträger verpflichtet wird, in Abstimmung mit uns

im erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf

privaten Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten

persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im Grundbuch kos-

tenlos zu sichern.

Es ist sicherzustellen, dass eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und

der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommenwird und eine Koordinierung derTief-

baumaßnahmenfür Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt.

3.12 Hochwasservorsorgebei Sturzfluten bei Starkregenereignissen

Im Rahmen der Hochwasservorsorge und Wasserrückhaltung ist bei der Bauausführung eine

mögliche Gefährdung durch Sturzfluten nach Starkregen zu berücksichtigen und geeignete

Maßnahmen bspw. als Notwasserwege einzuplanen. Da sich das Plangebiet am Ende einer

Tiefenlinie befindet, wären insbesondere wasserlenkende Maßnahmen erforderlich. Allge-

meine Maßnahmen können dem Hochwasserinfopaket für die VG Kirn entnommen werden,

die im Rahmen eines Hochwasservorsorgekonzepts für die ganze Ortslage einschließlich des

Plangebietes zu konkretisieren sind.
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